
NSU-Netzwerk als terro-
ristische Organisation
Bodo Ramelow: „Die Aufklärung muss weiter gehen, das sind wir den Opfern schuldig“

Ministerpräsidentin Christine Lie-
berknecht hat die Angehörigen der
Toten sowie die überlebenden Opfer
des NSU-Terrors um Verzeihung ge-
beten: „Das Leid, das Ihnen zuge-
fügt wurde, können wir kaum er-
messen. Die Verluste, die Sie erlit-
ten haben, lassen sich nicht wieder
gut machen.  Die Demütigungen,
die Sie durch falsche Verdächtigun-
gen ertragen mussten, haben Ihren
Schmerz noch vergrößert. Be-
schämt muss auch ich eingestehen:
Unser Land, unsere Gesellschaft,
unsere Behörden haben versagt. Es
ist jahrelang nicht gelungen, die
wahren Hintergründe zu erkennen
und die Täter dingfest zu machen.
Jahrelang haben die Täter ihre Ver-
brechensspur durch ganz Deutsch-
land gezogen“, so die Ministerpräsi-
dentin in der Sondersitzung des
Landtags.

Der Untersuchungsausschuss könne
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des Untersuchungsausschusses haben
wir als Resultat mehr Fragen als Ant-
worten“, unterstrich der LINKE-Politi-
ker und verwies darauf, dass zur NSU-
Struktur „mehr als nur die Drei - Böhn-
hardt, Mundlos, Zschäpe - gehörten. Er
„verstehe nicht, warum nicht das ge-
samte NSU-Netzwerk als terroristische
Organisation behandelt und verurteilt
wird“. Bodo Ramelow bedauerte, dass
in anderen Bundesländern nicht ein-
mal ansatzweise solch eine konse-
quente Aufklärungsarbeit stattgefun-
den hat. Vor allem in Baden-Württem-

berg sei eine gründliche Aufarbeitung
der Neonazi-Verbindungen nach Thü-
ringen notwendig. „Die NSU-Aufklä-
rung muss weitergehen. Das sind wir
den Familien der Opfer schuldig“, un-
terstrich der Fraktionsvorsitzende.

Katharina König, Obfrau der LINKEN
im NSU-Untersuchungsausschuss,
dankte in der Landtagssondersitzung
den Antifaschisten der 90er Jahre und
all denen, die bis heute aktiv sind. Sie
unterstrich: „Das Problem heißt Ras-
sismus, der tief in der Alltagsgesell-
schaft verankert ist. Das müssen wir

auch so deutlich benennen.“  Die Ab-
geordnete verwies auf die über 180 To-
ten rechter Gewalt seit 1990 in
Deutschland. Dabei seien zum Teil
auch V-Leute für das Töten verantwort-
lich gewesen. Katharina König forderte
erneut das Beenden des V-Leute-Sy-
stems und die Abschaffung des Lan-
desamtes für Verfassungsschutzes.

Im von Katharina König und Dieter
Hausold unterzeichneten Minderhei-
tenvotum heißt es: „Trotz – auch eige-
ner - alltäglicher Erfahrungen von Dro-
hungen, körperlichen Angriffen bis hin
zu Brandsätzen gegen engagierte Men-
schen, haben auch wir uns nicht in letz-
ter Konsequenz vorstellen können,
dass Neonazis die Terrorkonzepte des
„führerlosen Widerstands“ und des
„Rassenkriegs“ über Jahre hinweg in
Deutschland umsetzen konnten, ohne
von den Strafverfolgern gestoppt zu
werden. Analog der Aufforderung an
Polizei und Staatsanwaltschaften bei
Gewaltkriminalität, einen rassisti-
schen, antisemitischen oder neonazi-
stischen Hintergrund zu prüfen, sollten
auch wir entsprechende Übergriffe
nicht allein der Bewertung von Behör-
den überlassen, sondern Kontakt zu
den Betroffenen suchen und kritisches
Hinterfragen zum Maßstab des Han-
delns machen.“      A. Rudolph  

es nicht wieder gut machen, aber er
könne das Versagen beim Namen nen-
nen, und es müssten Konsequenzen
gezogen werden, die wichtigste sei die
intensivere parlamentarische Kontrol-
le, so Christine Lieberknecht weiter. In
der Auseinandersetzung mit dem Neo-
nazis sei aus der Mitte der Gesell-
schaft heraus der „Schulterschluss der
Demokraten“ gefordert, und „wir brau-
chen eine Kultur des Hinsehens“.

Bodo Ramelow erklärte in der Debat-
te: „Vor 20 Jahren hätte ich mir nicht
vorstellen können, dass brauner Terror
mordend und brandschatzend durch
das Land zieht und die Behörden den
Familien hinterher die Verantwortung
zuweisen.“ Der LINKE Fraktionsvorsit-
zende sprach mit Blick auf den NSU-
Abschlussbericht von einer „Dokumen-
tation, die einmalig ist“ und würdigte
die wahrgenommene parlamentari-
sche Verantwortung aller Fraktionen.
Diese reiche auch zurück zum Beginn
dieser jetzt zu Ende gehenden Legisla-
turperiode, als der Landtag mit einer
gemeinamen Erklärung gegen Nazis-
mus, Rassismus und Antisemitismus
seine Arbeit begann.

Bodo Ramelow erinnerte an die Er-
starkung des braunen Milieus in den
90er Jahren in Thüringen - es sei „auf-
Behörden getroffen, die damit nicht
umgehen konnten oder auch nicht
wollten“. Die Aufklärung der ungeheu-
erlichen Geschehnisse müsse auch
nach der Landtagswahl fortgesetzt
werden. „Trotz der intensiven Arbeit

„Ignoranz, Inkompetenz, Vertuschung, Versagen“
Die LINKE hat, wie alle anderen

Fraktionen auch, ein Sondervotum
zum Abschlussbericht des Untersu-
chungsausschusses vorgelegt, in
dem es u.a. heißt: 

„So detailliert der Abschlussbericht

ist, kann er dennoch nicht den NSU-
Komplex mit allen Facetten des Staats-
versagens, das die rassistische Mord-
serie an neun migrantischen Kleinun-
ternehmern sowie den Mord an Michè-
le Kiesewetter, die bislang bekannten
Sprengstoffattentate in Köln und die
Raubüberfallserie, erst ermöglicht hat,
vollständig und wirklich zufriedenstel-
lend darstellen. Trotz aller Versuche ist
es dem Untersuchungsausschuss 5/1
nicht gelungen, alle Fragen zu beant-
worten. Teils wegen fehlender bzw.
durch Bundesbehörden nicht zur Ver-

fügung gestellter Akten, teils aus der
dem Ausschuss auferlegten Geheim-
haltungspflicht, teils aus Zeitgründen
und somit mangelnder Möglichkeit,
weitere Zeuginnen und Zeugen zu la-
den bzw. diejenigen, deren Aussagen

widersprüchlich
waren, erneut an-
zuhören. (...) 

Viele Menschen
in Deutschland
gehen seit der
Selbstenttarnung
des NSU am
4.11.2011 davon
aus, dass der Um-
gang von Polizei
und Geheimdien-
sten mit Neonazis
nicht erst seit den
frühen 1990er

Jahren vielfach von Ignoranz, Inkompe-
tenz, Verharmlosung, Vertuschung und
Versagen geprägt war und ist. 

Und genau diese fatale Mischung ha-
be auch die Entstehung des NSU und
dessen Gewalttaten ermöglicht. Ande-
re hingegen können sich nicht vorstel-
len, dass das mutmaßliche NSU-Kern-
trio ohne Beihilfe oder Unterstützung
einzelner VertreterInnen staatlicher
Behörden so lange in der Illegalität hät-
te leben und morden können. Uns ist
es sowohl durch das Aktenstudium als
auch durch ZeugenInnen- und Sachver-

ständigenanhörungen gelungen, Bele-
ge dafür zu finden, dass die durch die
extreme Rechte im allgemeinen und
rechtsterroristische Strukturen im
Besonderen ausgehende Gefahr für
gesellschaftliche Minderheiten sowie
für Demokratie und Rechtsstaat in
Deutschland von den Geheimdien-
sten und den Polizeien der Länder
und des Bundes über zwei Jahrzehnte
lang ignoriert, verharmlost und ver-
tuscht wurde.

Der Untersuchungsausschuss hat
jedoch keine konkreten Belege dafür
gefunden, dass Behörden oder einzel-
ne VertreterInnen staatlicher Stellen
das mutmaßliche NSU-Kerntrio aktiv
unterstützt hätten, wohl aber die im
Auftrag des Staates tätigen Quellen
diverser Verfassungsschutzbehörden

Dennoch schließen wir nicht aus,
dass - im Verlauf des Strafverfahrens
vor dem Oberlandesgericht (OLG)
München, der weiteren Ermittlungen
von BKA und Generalbundesanwalt-
schaft, der möglichen Arbeit eines
weiteren parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses auf Bundesebe-
ne, in Thüringen oder auch Sachsen
sowie möglicher weiterer parlamenta-
rischer Gremien - noch Belege auftau-
chen können, die eine weit umfang-
reichere Verstrickung von V-Leuten
der Geheimdienste oder Polizeibehör-
den in das Netzwerk des NSU nach-
weisen.“                                                      


